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(Nr. 9631.) Geſetz zur Ergänzung des Geſetzes vom 3. Juni 1876, betreffend die evangeliſche 
Kirchenverfaſſung in den acht älteren Provinzen der Monarchie. Vom 
3. Juli 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie 
für den Geltungsbereich des Kirchenverfaſſungsgeſetzes vom 3. Juni 1876 GGeſetz— 
Samml. S. 125), was folgt: 


1 


Einziger Artikel. 


Artikel 12 des Geſetzes vom 3. Juni 1876 findet auch auf den durch 
das anliegende Kirchengeſetz vom 10. Mai 1893 abgeänderten F. 74 der Kirchen⸗ 
"gemeinde: und Synodalordnung vom 10. September 1873 Anwendung. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Neues Palais, den 3. Juli 1893. 


(JI. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


Geſetz⸗Samml. 1893. (Nr. 9631.) 38 
Ausgegeben zu Berlin den 3. Auguſt 1893. 


= ee 
Anlage. 


Aichengefeb, 


betreffend 


eine Abänderung des §. 74 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung 
vom 10. September 1873. 


Vom 10. Mai 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 


verordnen unter Zuſtimmung der Generalſynode und nachdem durch die Erklärung 
Unſeres Staatsminiſteriums feſtgeſtellt worden, daß gegen dieſes Geſetz von 
Staatswegen nichts zu erinnern iſt, was folgt: 


Einziger Artikel. 
$. 74 der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. September 1873 
wird dahin abgeändert: 

Den Mitgliedern der Kreisſynoden und Kreisſynodal⸗Vorſtände 
gebühren, ſoweit ſie nicht am Orte der Verſammlung wohnhaft ſind, 
Tagegelder und Reiſekoſten. Den Mitgliedern der Provinzialſynoden 
und Provinzialſynodal⸗Vorſtände, ſowie den Abgeordneten zur 
Prüfungskommiſſion (§. 65 Nr. 9) gebühren Tagegelder und, ſoweit 
ſie nicht am Orte ihrer ſynodalen Wirkſamkeit ihren Wohnſitz haben, 
Ban en Die Tagegelder und Reiſekoſten gehören zu den Synodal— 
oſten. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben an Bord M. Y. „Alexandria“, den 10. Mai 1893. 


(J. S.) Wilhelm. 
Barkhauſen. 
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(Nr. 9632.) Geſetz, betreffend Beihülfe zu Volksſchulbauten. Vom 14. Juli 1893. 


a hen 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 


Einziger Paragraph. 

Aus den im $. 82 des Einkommenſteuergeſetzes vom 24. Juni 1891 
Geſetz-Samml. S. 175) beziehungsweiſe §. 49 des Ergänzungsſteuergeſetzes 
beſtimmten Ueberſchüſſen find für die Etatsjahre 1893/94 und 1894/95 je 
2 000 000 Mark zu Beihülfen an Schulgemeinden oder Schulverbände zu Volks- 
ſchulbauten wegen Unvermögens bereit zu ſtellen. a | 

Ueber die Verwendung iſt nach Abſchluß jedes Etatsjahres dem Landtage 
eine Nachweiſung vorzulegen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Neues Palais, den 14. Juli 1893. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


(Nr. 9633.) Geſetz, betreffend die Deckung von Ausgaben des Rechnungsjahres 1891/92, 
Vom 23. Juli 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 


§. 1. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung von Ausgaben des 
Rechnungsjahres 1891/92, welche aus den Einnahmen dieſes Jahres nicht 
haben beſtritten werden können, 42 833 886 Mark 35 Pf. im Wege der Anleihe 
durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen zu 
beſchaffen. 
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§. 2. 

Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins— 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die 
Schuldverſchreibungen verausgabt werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 Geſetz-Samml. S. 1197) zur Anwendung. 8 


§. 3. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


\ Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Saßnitz, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 23. Juli 1893. 


(L. S) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


(Nr. 9634.) Geſetz, betreffend Nuhegehaltskaſſen für die Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen Volksſchulen. Vom 23. Juli 1893. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages für den Umfang der 
Monarchie, was folgt: 


Die Vorſchriften des Artikels 1 §§. 4, 15, 26 des Geſetzes, betreffend die 
Penſionirung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 
6. Juli 1885 (Geſetz⸗Samml. S. 298) werden durch nachſtehende Beſtimmungen 
ergänzt: 


§. 1. 

Behufs gemeinſamer Beſtreitung des durch den Staatsbeitrag nicht ge⸗ 
deckten Theils der Ruhegehälter der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen vom 1. Juli 1893 ab wird für die zur Aufbringung verpflichteten 
Schulverbände (Schulſozietäten, Gemeinden, Gutsbezirke) in jedem Regierungs⸗ 
bezirk eine Ruhegehaltskaſſe gebildet. 
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F. 2. 

Die Verwaltung der Kaffe erfolgt durch die Bezirksregierung. Die Kaſſen⸗ 
geſchäfte werden durch die Regierungshauptkaſſe und durch die ihr unterftellten 
Kaſſen unentgeltlich beſorgt. 

§. 3. 


Die Intereſſen der e eee an der Kaſſe find von 
einem am Sitze der Bezirksregierung wohnenden Kaſſenanwalt nach Vorſchrift 
dieſes Geſetzes wahrzunehmen. Der Kaſſenanwalt wird von dem Provinzial⸗ 
ausſchuß, in der Provinz Heſſen-Naſſau und in den Hohenzollernſchen Landen 
von dem Landesausſchuß, für je ſechs Rechnungsjahre gewählt. 


$. 4. 

Der Kaſſenanwalt erhält eine angemeſſene Entſchädigung, deren Betrag 
von dem Provinzialausſchuß, in der Provinz Heſſen-Naſſau und in den Hohen⸗ 
zollernſchen Landen von dem Landesausſchuß, feſtgeſetzt und aus der Kaſſe be— 
ſtritten wird. 

5.5. 


Die den Schulverbänden (Schulfozietäten, Gemeinden, Gutsbezirken) zur Laſt 
fallenden Ruhegehälter werden von der Kaſſe an die Bezugsberechtigten gezahlt. 


$. 6. 

Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf 
der Kaſſe nach dem Stande der im F. 5 gedachten Ruhegehälter am 1. Oktober 
des Vorjahres unter Hinzurechnung der vorausſichtlichen Verwaltungskoſten be— 
rechnet. 9 7 


Den Maßſtab für die Vertheilung des Bedarfs auf die Schulverbände 
Schulſozietäten, Gemeinden, Gutsbezirke) bildet die Jahresſumme des ruhegehalts⸗ 
berechtigten Dienſteinkommens der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksschulen des Kaſſenbezirks am 1. Oktober des Vorjahres. Von dieſem Dienft- 
einkommen bleibt für jede Stelle ein Betrag bis zu achthundert Mark außer Be 
rechnung. Bei unbeſetzten Stellen ſind Dienſtalterszulagen nicht in Anrechnung 
zu bringen. g 

Die für jeden Schulverband (Schulſozietät, Gemeinde, Gutsbezirh) ſich er- 
gebende Geſammtſumme des Dienſteinkommens wird im Vertheilungsplane nach 
unten auf Hunderte von Mark abgerundet. 


F. 8. Ä Jo]! 

Für die Berechnung des Werthes der freien Wohnung und Feuerung, 

ſowie der ihrer Natur nach ſteigenden und fallenden Dienſtbezüge iſt die Feſt⸗ 
(Nr. 9634.) 
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ſetzung der Schulaufſichtsbehörde nach Anhörung des Kreisausſchuſſes beziehungs— 
weiſe in Stadtkreiſen des Gemeindevorſtandes maßgebend. Dieſe Feſtſetzung gilt 
bezüglich des Werthes der freien Wohnung und Feuerung auch für die Berech— 
nung des Ruhegehalts. 


b. 9. 


Der Vertheilungsplan wird von der Bezirksregierung entworfen und mit 
den der Aufſtellung zu Grunde gelegten Unterlagen dem Kaſſenanwalte mit- 
getheilt. Der letztere kann innerhalb einer Friſt von vier Wochen bei der Be— 
zirksregierung Erinnerungen gegen den Vertheilungsplan geltend machen und, 
ſoweit er damit nicht durchdringt, binnen weiteren zwei Wochen, vom Tage des 
Empfangs der ablehnenden Entſcheidung an gerechnet, durch Beſchwerde bei dem 
Oberpräſidenten verfolgen. 


$.10. 


Der ſolchergeſtalt feftgeftellte Vertheilungsplan ift von der Bezirksregierung 
durch das Amtsblatt bekannt zu machen. 


F. 11. 


Die in dem Vertheilungsplane feſtgeſtellten Beiträge werden von den Schul⸗ 
verbänden (Schulfozietäten, Gemeinden, Gutsbezirken) in vierteljährlichen Voraus- 
zahlungen eingezogen oder bei der Zahlung der nach den Geſetzen vom =. 1859 
betreffend die Erleichterung der Volksſchullaſten Geſetz-Samml. S. 240, 64), 


an die Verbände zu zahlenden Staatsbeiträge in Abrechnung gebracht. 


F. 12. 


Innerhalb einer Friſt von vier Wochen nach der Bekanntmachung des 
Vertheilungsplanes ($. 10) ſteht den Schulverbänden (Schulſozietäten, Gemeinden, 
Gutsbezirken) die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren auf Abänderung des Planes 
gegen die S ee zu. Die Klage hat keine aufſchiebende Wirkung. 

Zuſtändig für die Entſcheidung in erſter Inſtanz iſt der Bezirksausſchuß. 


§. 13. 
Nachträgliche Aenderungen des Vertheilungsplanes werden bei der nächſten 
Vertheilung berückſichtigt. 
§. 14. 


Ueberſchüſſe oder Fehlbeträge eines Rechnungsjahres ſind bei der Bemeſſung 
des Bedarfs für das auf den Jahresabſchluß der Kaſſe folgende Jahr in Abgang 
oder Zugang zu bringen. 


* 


9.18. 

Für die Aufbringung des Beitrags der Schulverbände (Schulſozietäten, 
Gemeinden, Gutsbezirke) finden die Beſtimmungen des Artikels I $. 26 des Geſetzes, 
betreffend die Penſionirung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks- 
ſchulen, vom 6. Juli 1885 GGeſetz-Samml. S. 298) über die Aufbringung des 
Ruhegehalts Anwendung, jedoch darf das Stelleneinkommen zur Aufbringung 
des Ruhegehalts oder des Beitrags vom 1. Juli 1893 ab nicht herangezogen 
werden. 

§. 16. 


Der Stadtkreis Berlin und das Fürſtenthum Hohenzollern-Hechingen werden 
einer Ruhegehaltskaſſe nicht angefchloffen. 


$. 17. 


Von jeder Ruhegehaltsfeſtſetzung ift dem Kaffenanwalte Kenntniß zu geben. 
Auf ſein Verlangen iſt ihm behufs Prüfung der Feſtſetzung Einſicht in die der 
letzteren zu Grunde gelegten Rechnungsunterlagen zu gewähren. 

Der durch Artikel I §. 15 des Geſetzes, betreffend die Penſionirung der 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 1885 
Geſetz⸗Samml. S. 298) den zur Unterhaltung der Schule Verpflichteten gegebene 
Beſchwerde⸗ und Rechtsweg gegen die Feſtſetzung des Ruhegehalts ſteht auch dem 
Kaſſenanwalt offen. 

In den Fällen des F. 15 a. a. O. ſteht die Entſcheidung an Stelle des 
Unterrichtsminiſters dem Oberpräſidenten zu. 

Bis zur endgültigen Erledigung der Beſchwerden oder Klagen werden die 
Ruhegehälter nach Maßgabe der Feſtſetzung der Schulaufſichtsbehörde vorſchuß⸗ 
weiſe an die Bezugsberechtigten gezahlt. 


$. 18. 
Königlicher Verordnung bleibt vorbehalten der Erlaß von Vorſchriften über: 


1) die Einrichtung beſonderer Ruhegehaltskaſſen für die Stolbergſchen 
Grafſchaften oder über den Anſchluß der letzteren an die Kaſſe eines 
anderen Bezirks, 

2) die Umgeſtaltung der für die Lehrer des ehemaligen Herzogthums 
Naſſau auf Grund des Geſetzes vom 18. Februar 1851 (V. Bl. S. 41) 
beſtehenden Penſionskaſſe, 

3) den Anſchluß der übrigen zum Regierungsbezirk Wiesbaden gehörigen 
Gebietstheile an die unter 2 bezeichnete Penſionskaſſe. 

Bis zum Erlaſſe der unter 2 vorgeſehenen Königlichen Verordnung bleibt 

die Einrichtung einer Ruhegehaltskaſſe für den Regierungsbezirk Wiesbaden 


ausgeſetzt. 
(Nr. 9634.) 
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. 19. 


Der Unterrichtsminiſter und der Finanzminiſter ſind mit der Ausführung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Saßnitz, den 23. Juli 1893. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. v. Boetticher. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Gr. v. Caprivi. Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Thielen. Boſſe. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorschrift des Gefehes vom 10. April 1872 (Geſeß⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


J) der Allerhöchſte Erlaß vom 28. November 1892, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Grimmen für die zum Bau einer 
Chauſſee von Schöppenmühl bis zur Kreisgrenze bei Klein⸗Zaſtrow erforder- 
lichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stral- 
ſund Nr. 52 S. 244, ausgegeben am 29. Dezember 1892; 


2) das am 22. Mai 1893 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent⸗ 
wäſſerungsverband Neumünſterberg im Marienburger Deichverbande, Kreis 
Marienburg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig 
Nr. 27 S. 296, ausgegeben am 8. Juli 1893; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Juni 1893 „betreffend die Verleihung des 
Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Kreis Gerdauen für die von ihm 
zu bauende Kreischauffee von Trauſen durch Melchersdorf bis zur Grenze 
zwiſchen Melchersdorf und Mauenfelde in der Richtung auf Muldßen, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 28 S. 238, 
ausgegeben am 13. Juli 1893. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerel. 


